
 

 

 
 

 

 

 

 

an den 

EINWOHNERRAT EMMEN 

 

45/12 Beantwortung der Interpellation Monique Frey und Mitunterzeichnende namens der 

SP/Grüne/GLP Fraktion vom 16. Oktober 2012 betreffend Parkplatzbewirtschaftung 

auch im Emmen Center 

  

 Herr Präsident 

 Sehr geehrte Damen und Herren 

 

A. Wortlaut der Interpellation 

Die Parkplätze im 2'400 Parkplätze umfassenden Parkhaus für das Emmen Center werden nicht 

bewirtschaftet. Dies wurde kürzlich wieder von der nationale stark beachteten öV Studie des 

Vereins umverkehR bemängelt und als unerlaubter Konkurrenzvorteil des MIV gegenüber dem 

öV verurteilt. 

Der öffentliche Verkehr (ÖV) in Emmen funktioniert. Dies zeigt eine Studie der Umweltorganisa-

tion «umverkehR», die das Angebot von 53 Städten und Agglomerationen in der Schweiz getes-

tet hat. Wegen der Gratisparkplätze im Emmen-Center sei der ÖV jedoch preislich kaum mit 

dem Auto konkurrenzfähig, lautet das Fazit der Studie. 

Laut Aussage von Gemeinderat Schmidli sollen die Gratisparkplätze beim Einkaufszentrum zum 

Thema werden. 

Die Grüne/SP/GLP Fraktion hat dazu einige Fragen: 

1. Welche Massnahmen ergreift der Gemeinderat Emmen, damit in der Gemeinde Emmen eine 

einheitliche Parkplatzbewirtschaftung mit Gebühren für die öffentlichen wie auch für die pri-

vaten öffentlich zugänglichen Parkplätze eingeführt wird? 

2. Wie sieht die zeitliche Planung des Gemeinderates aus, um die Parkplatzbewirtschaftung 

einheitlich einzuführen, damit einerseits eine gesetzliche Gleichbehandlung zwischen den 

verschiedenen privaten aber öffentlich zugänglichen Parkplatzanlagen (Emmen Center, 

Wohncenter, Coop Meierhöfli, Migros Sonnenplatz und weiteren) sowie den öffentlichen 

Parkplätzen erreicht wird? 
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3. Welche gesetzlichen Möglichkeiten gibt es, um auch das Emmen Center zu verpflichten, Ge-

bühren für ihre 2'400 Parkplätze zu erheben? 

4. Wie hoch müssten die Gebühren pro Stunde sein, damit ein Lenkungseffekt zu Gunsten der 

umwelt- und raumschonenden sowie sicheren Verkehrsmittel öV, Velo und Fussverkehr zu 

erzielen ist? 

5. Der Fachmarkt Jumbo wurde diesen Sommer mit einer vergrösserten Verkaufsfläche ein-

geweiht. Das Parkhaus des Jumbos ist mit jenem des Emmen Centers verbunden. In einem 

solchen Fall wird jeweils auch die neuste Gesetzgebung angewendet, dass Parkhäuser in 

dieser Grössenordnung bewirtschaftet werden müssen. Wieso wurde dies im Falle der bei-

den verbundenen Parkhäuser nicht angeordnet? 

6. Wie stellt der Gemeinderat sicher, dass bei zukünftigen Projekten mit privaten aber öffentlich 

zugänglichen Parkplätzen immer eine Parkplatzbewirtschaftung mit Gebühren eingeführt 

wird? 

7. Wie kann der Gemeinderat die Fahrtenzahlen kontrollieren, um die in der Bau- und Zonen-

ordnung geforderten Höchst-Fahrtenzahlen unabhängig zu überprüfen? 

 

 

B. Stellungnahme des Gemeinderates 

Vorbemerkungen 

Vorerst ist festzuhalten, dass die Einführung einer flächendeckenden Parkplatzbewirtschaftung 

in der Gemeinde Emmen in den letzten Jahren in mehreren Anläufen gescheitert ist. So ist die 

Einführung der gesetzlichen Grundlagen für die flächendeckende Parkplatzbewirtschaftung auf 

öffentlichem Grunde in der Gemeinde Emmen nach umfangreichen Vorarbeiten am 21. Mai 

2006 von der Stimmbevölkerung abgelehnt worden. Am 17. November 2009 lehnte dann be-

reits der Einwohnerrat eine zweite Vorlage für die Einführung der flächendeckenden Parkplatz-

bewirtschaftung ab. Mit der überwiesenen Motion 63/09 wurde der Gemeinderat Emmen beauf-

tragt, eine neue, dritte Vorlage auszuarbeiten. Die daraufhin erstellte Botschaft fand dann im 

Einwohnerrat und vor dem Volk die Zustimmung. Das aktuell geltende Reglement über die Ge-

bühren für das Parkieren auf öffentlichem Grund wurde von der Stimmbürgerschaft von Emmen 

am 13. Februar 2011 angenommen und vom Regierungsrat des Kantons Luzern mit Entscheid 

von 29. März 2011 genehmigt. Der Gemeinderat Emmen ist damit berechtigt, für bestimmte im 

Reglement bzw. der Verordnung umschriebene Parkflächen auf öffentlichem Grunde eine Ge-

bühr zu verlangen. Diese Parkflächen sind in der geltenden Verordnung abschliessend bestimmt 

und beziehen sich gerade nicht auf das gesamte Gemeindegebiet. Das ist aus heutiger Sicht als 

politische Kompromisslösung zu bezeichnen. Im geltenden Reglement der Einwohnergemeinde 

Emmen findet sich keine Bestimmung, welche auch öffentlich zugängliche Parkierungsflächen 

auf privatem Grunde (z.B. Parkplätze privater Firmen; Kunden- und Mitarbeiterparkplätze etc.) 

der Bewirtschaftungspflicht unterstellen würde. Dagegen war es gemäss der noch geltenden 

bundesgerichtlichen Rechtsprechung (BGE 125 II 129) gestützt auf das Umweltschutzgesetz zu-
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lässig, beim Neubau oder dem Umbau von publikumsintensiven Betrieben die Parkplatzbewirt-

schaftung einzuführen. In der Gemeinde Emmen ist beim Neubau des Wohncenters Emmen die 

Verpflichtung zur Bewirtschaftung der Parkplätze durchgesetzt und eingeführt worden.   

 

Mit Kreisschreiben vom 9. April 2013 haben die Bundesämter für Umwelt (Bafu) und für Raum-

entwicklung (ARE) die Kantone aufgefordert, die Bewilligungskriterien für verkehrsintensive Ein-

richtungen (z.B. Einkaufszentren, Sportanlagen) zu überarbeiten. Mit der Motion „Forderung 

nach Wirkungseffizienz“ war der Bundesrat beauftragt worden, die Wirksamkeit der in der Voll-

zugshilfe des Bundes für verkehrsintensive Betriebe empfohlenen Massnahmen zu überprüfen. 

Im Rundschreiben wird die Vollzugshilfe ergänzt und enthält gemäss Medienmitteilung des Bun-

des insbesondere folgende Anpassungen: 

„Der Schadstoffausstoss des Verkehrs nimmt gemäss einer Studie des BAFU ab. Somit vermindert sich generell 
auch die Bedeutung der verkehrsintensiven Einrichtungen als Ursache für übermässige Luftschadstoffbelastungen. 
Lokale Faktoren wie bereits existierende lufthygienische Belastungen am Standort oder das übrige Verkehrsauf-
kommen gewinnen an Gewicht. Wollen die Kantone verkehrslenkende Massnahmen gestützt auf das Umweltrecht 
erlassen, müssen sie deshalb künftig im Einzelfall prüfen, ob die Massnahmen vor diesem Hintergrund noch ver-
hältnismässig sind.“  

Das bedeutet, dass sich die Kantone und die Gemeinden für den Erlass von verkehrslenkenden 

nicht mehr generell auf das Umweltrecht abstützen können, denn gemäss dem Rundschreiben 

muss neu im Einzelfall geprüft werden, ob solche einzelne verkehrslenkende Massnahmen (z.B. 

Parkplatzbewirtschaftung; Reduktion der Anzahl Parkplätze etc.) noch verhältnismässig sind. 

 
 

Beantwortung der Fragen  

1. Welche Massnahmen ergreift der Gemeinderat Emmen, damit in der Gemeinde Emmen eine 

einheitliche Parkplatzbewirtschaftung mit Gebühren für die öffentlichen wie auch für die priva-

ten öffentlich zugänglichen Parkplätze eingeführt wird? 

Eine flächendeckende Bewirtschaftung der öffentlichen und privaten öffentlich zugänglichen 

Parkplätze hat bisher keine Mehrheit gefunden. Der Gemeinderat sieht daher aktuell davon ab, 

eine Totalrevision des Reglementes für das Parkieren auf öffentlichem Grund anzugehen, um 

damit die in der Fragestellung angesprochenen Grundlagen schaffen zu können. Bei Neubau-

vorhaben mit grosser Anzahl von Kundenparkplätzen wird jedoch im Einzelfall immer zu prüfen 

sein, ob und in welchem Umfang allenfalls verkehrslenkende Massnahmen anzuordnen sind. Vor 

allem auch bei den Mitarbeiterparkplätzen können sich Massnahmen aufdrängen. So stellt der 

Gemeinderat mit Freude fest, dass einige Betriebe auf der Seetalachse mit eigenen Investitio-

nen dazu beitragen, günstige Voraussetzungen für das Umsteigen der Mitarbeitenden auf den 

öffentlichen Verkehr zu schaffen. 
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2. Wie sieht die zeitliche Planung des Gemeinderates aus, um die Parkplatzbewirtschaftung ein-

heitlich einzuführen, damit einerseits eine gesetzliche Gleichbehandlung zwischen den verschie-

denen privaten aber öffentlich zugänglichen Parkplatzanlagen (Emmen Center, Wohncenter, 

Coop Meierhöfli, Migros Sonnenplatz und weiteren) sowie den öffentlichen Parkplätzen erreicht 

wird? 

Die einheitliche Einführung einer flächendeckenden Parkplatzbewirtschaftung hat bisher keine 

Mehrheit gefunden. Der Gemeinderat will daher die Erkenntnisse aus der kürzlich eingeführten 

Parkplatzbewirtschaftung für die ersten drei Jahre evaluieren. Gestützt darauf wird der Gemein-

derat Anpassungen und Änderungen des geltenden Reglementes für das Parkieren auf öffentli-

chem Grund prüfen. Eine Anpassung des Reglementes für das Parkieren auf öffentlichem Grund 

müsste im ordentlichen Verfahren (Vernehmlassung; Einwohnerrat; fakultatives Referendum) 

vorgenommen werden und ermöglicht eine erneute Diskussion der verschiedenen Möglichkeiten 

für die Einführung angeblich verkehrslenkender Massnahmen.  

 

3. Welche gesetzlichen Möglichkeiten gibt es, um auch das Emmen Center zu verpflichten, Ge-

bühren für ihre 2'400 Parkplätze zu erheben? 

Die gesetzliche Grundlage für die Pflicht zur Parkplatzbewirtschaftung lässt sich gestützt auf die 

bundesgerichtliche Rechtsprechung (BGE 125 II 129) grundsätzlich aus dem Bundesgesetz über 

den Umweltschutz (USG) ableiten. Das Kreisschreiben des Bundes vom 9. April 2013 zeigt aber 

auf, dass die Wirkung solcher Massnahmen in jedem Einzelfall detailliert geprüft werden muss. 

Die Erfahrungen zeigen auch auf, dass die Einführung einer Parkplatzbewirtschaftung nicht nur 

positive Auswirkungen haben, denn eine Abwanderung zu anderen Zentren und der mögliche 

Suchverkehr dürfen nicht ausser Acht gelassen werden. 

 

4. Wie hoch müssten die Gebühren pro Stunde sein, damit ein Lenkungseffekt zu Gunsten der 

umwelt- und raumschonenden sowie sicheren Verkehrsmittel ÖV, Velo und Fussverkehr zu er-

zielen ist? 

Das ist eine hypothetische Frage. Wie bereits wiederholt dargestellt und vom Bund vorgegeben, 

müssen verkehrslenkende Massnahmen im Einzelfall unter Berücksichtigung der örtlichen Ver-

hältnisse auf deren Wirkung geprüft werden. Für die Beurteilung der Wirkung von Parkplatzge-

bühren ist auch das jeweilige Angebot des öffentlichen Verkehrs massgebend. Bedeutend ist 

aber auch die Lage des entsprechenden Zentrums (zentral; peripher). Dennoch gibt es Hinweise 

auf mögliche Stundenansätze pro Parkplatz. In einem Entscheid im Zusammenhang mit der 

Bewirtschaftung der Parkplätze eines Einkaufscenters in Volketswil ZH hat das Bundesgericht 

entschieden, dass dem dort klagenden VCS der Beweis nicht gelungen sei, dass eine Gebühr 

von zwei Franken pro Stunde lenkungswirksam sei. Viel wahrscheinlicher sei, dass die hohen 

Gebühren zu Suchfahrten und einer Abwanderung in ein nahe gelegenes Einkaufszentrum führ-

ten. In Studien kann nachgelesen werden, dass eine Gebühr ab vier Franken pro Stunde von 

der Benützung der dortigen Parkplätze abhalten würde.  
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5. Der Fachmarkt Jumbo wurde diesen Sommer mit einer vergrösserten Verkaufsfläche ein-

geweiht. Das Parkhaus des Jumbos ist mit jenem des Emmen Centers verbunden. In einem sol-

chen Fall wird jeweils auch die neuste Gesetzgebung angewendet, dass Parkhäuser in dieser 

Grössenordnung bewirtschaftet werden müssen. Wieso wurde dies im Falle der beiden verbun-

denen Parkhäuser nicht angeordnet? 

Beim Umbau des Jumbo Markts sind acht Kundenparkplätze zu Gunsten von zusätzlichen Lager-

räumen aufgehoben worden. Die effektive Verkaufsfläche wurde beim Umbau des Jumbo 

Markts nicht verändert.  Es wurden Verkaufsflächen zusammengelegt und es entstand eine zu-

sätzliche hausinterne Verbindung durch eine Rolltreppe. Diese Umstrukturierungen der internen 

Erschliessung erfolgten auf Kosten der bestehenden Verkaufsflächen. Die eigentliche Volumen-

erweiterung bezog sich auf die Vergrösserung des Haupteingangs mit vergrössertem Lift, Trep-

penhaus und Rolltreppen, welche beim bestehenden Eingang angegliedert wurden. Es gab da-

her keine Grundlage, um die Thematik einer Bewirtschaftung der vorhandenen Parkplätze an-

zugehen. 

 

6. Wie stellt der Gemeinderat sicher, dass bei zukünftigen Projekten mit privaten aber öffentlich 

zugänglichen Parkplätzen immer eine Parkplatzbewirtschaftung mit Gebühren eingeführt wird? 

Es fehlt eine gesetzliche Grundlage, um private Parkplätze (Kunden- und Mitarbeiterparkplätze), 

welche öffentlich zugänglich sind, einer generellen Bewirtschaftungspflicht zu unterstellen. In 

der anstehenden Revision des Reglements für Abstellflächen auf privatem Grund (Parkplatzreg-

lement) ist eine Bewirtschaftungspflicht für öffentlich zugängliche Parkplätze ebenfalls nicht 

vorgesehen. Im Rahmen von Bebauungsplänen kann der Gemeinderat, wo nötig, eine Park-

platzbewirtschaftung mit Gebühren verlangen (Beispiel: Bebauungsplan Viscosistadt). Dagegen 

kann bei neuen Einkaufszentren gestützt auf das Planungs- und Baugesetz und den Vorgaben 

des Bundes jeweils geprüft werden, ob eine Bewirtschaftung der Parkplätze oder eine Reduktion 

der Parkplätze zweckmässig ist. 

 

7. Wie kann der Gemeinderat die Fahrtenzahlen kontrollieren, um die in der Bau- und Zonen-

ordnung geforderten Höchst-Fahrtenzahlen unabhängig zu überprüfen? 

Die Fahrtenbegrenzung in den Arbeitszonen werden durch die Nutzung der Flächen bestimmt, 

d.h. verkehrsintensive Nutzungen sind mit einer Einschränkung von 15 Fahrten DTV (Durch-

schnittlicher täglicher Verkehr) pro 100 m2 nicht möglich. Sollte trotzdem aufgrund von Be-

obachtungen oder Rückmeldungen die Fahrtenbegrenzung nicht eingehalten werden, ist es Sa-

che der Direktion Bau und Umwelt, die Fahrtenanzahl zu kontrollieren. Eine solche Messung  

kann elektronisch oder von Personen durchgeführt werden. 

 

 

 

 



 

6 

 

 

 

Emmenbrücke, 23. Oktober 2013 

Für den Gemeinderat 

Rolf Born 

Gemeindepräsident 

     Patrick Vogel 

     Gemeindeschreiber 

 

 

Beilage: 

- Studie «umverkehR» 
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